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Beschluss des Präsidiums 

 

 
1. Mit Wirkung ab dem 17. Februar 2020 wird Richterin am Verwaltungsgericht 

Decker der 2. Kammer zugewiesen. 
 
 
2. Richterin Gieben wird mit dem Tag ihres Dienstantritts beim Verwaltungsge-

richt Minden der 12. Kammer zugewiesen. 
 
 
3. Mit Wirkung vom 01.03.2020 gehen zur gleichmäßigen Auslastung der Kam-

mern folgende Verfahren über 
 

a) von der 12. Kammer auf die 2. Kammer: Verfahren aus dem Asylrecht - 
außer Dublin-Verfahren - (1810/1910, 1810u/1910u, 2200, 2300) mit 
Asylbewerbern aus Nigeria die vom 01.01.2017 bis zum 30.09.2019 bei 
Gericht eingegangenen Verfahren; 

 
b) von der 4. Kammer auf die 12. Kammer: Verfahren aus dem Recht der 

unmittelbaren und mittelbaren Landesbeamten (1330) einschließlich der 
Verfahren aus den Sachgebieten Laufbahnprüfungen (1331), Verset-
zungen und Abordnungen (1333) sowie Besoldung und Versorgung 
(1334) die vom 01.07.2017 bis zum 31.10.2018 bei Gericht eingegan-
genen Verfahren. Betreibt eine Klägerin/ein Kläger mehrere Verfahren 
aus den vorgenannten Sachgebieten und ist das älteste noch anhängi-
ge dieser Verfahren vor dem 01.07.2017 bei Gericht eingegangen, so 
verbleiben sämtliche Verfahren der Klägerin/des Klägers in der 4. 
Kammer; ist das älteste noch anhängige Verfahren der Klägerin/des 
Klägers dagegen in der Zeit vom 01.07.2017 bis zum 31.10.2018 bei 
Gericht eingegangen, so gehen auch die vom 01.11.2018 bis zum 
29.02.2020 bei Gericht eingegangenen Verfahren derselben Kläge-
rin/desselben Klägers auf die 12. Kammer über. 

 
 
4. Die Zuweisung des Sachgebiets Immissionsschutzrecht in den Geschäftsbe-

reich der 11. Kammer wird aus Gründen der Klarstellung wie folgt neu formu-
liert: 

 
 „Immissionsschutzrecht (1021), einschließlich immissionsschutzrechtlich ge-

nehmigte oder genehmigungsbedürftige Anlagen betreffende Maßnahmen, die 
auf eine baurechtliche und/oder naturschutzrechtliche Rechtsgrundlage ge-
stützt werden, sowie einschließlich Streitigkeiten über nachbarliche Abwehr-
ansprüche gegen in öffentlicher Trägerschaft stehende Anlagen i.S.d. § 3 Abs. 
5 BImSchG, soweit es um immissionsbedingte Störungen oder Beeinträchti-
gungen durch wägbare Stoffe geht“ 
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Hage    Dr. Schewe   Eschenbach 


